
städtebaulicher Vertrag 

über Rahmenvereinbarungen zur Kostenbeteiligung 

Vereinbarung zur Kostenbeteiligung in der Bauleitplanung zur Zusammenarbeit und zur 

Übernahme von Wettbewerbs-, Planungs- und Gutachterkosten und Kosten der Maßnahmen 
■ 

zwischen der 

Freien und Hansestadt Hamburg 

vertreten durch das 

Bezirksamt Eimsbüttel 

Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung 
Grindelberg 62-66, 20144 Hamburg 

- im nachstehenden Text „Stadt Hamburg“ genannt - 

und der 

WAE Objektgesellschaft mbH 

Harvestehuder Weg 18,, 20148 Hamburg 

vertreten durch den Geschäftsführer 

- im nachstehenden Text Investorin genannt - 

§1 
Vorbemerkung 

(1) Der Vertrag betrifft die Entwicklung der Flurstücke 2246, 2247, 4493, 2249, 2250, 2252, 

2253, 2254 der Gemarkung Schnelsen südlich derWählingsallee (Anlage 1). Die Inves- 

. torin beabsichtigt dort den Neubau eines kombinierten Wohn- und Geschäftsquartiers. 

Diese Nutzungsabsicht wird im Folgenden „Vorhaben“ genannt, die Fläche des Vorha- 

bens „Vorhabenfläche“. Die Vorhabenfläche ist in Anlage 2 dargestellt. 

Falls die Investorin zu einem späteren Zeitpunkt über weitere Flurstücke verfügt, die es 

vertraglich zu berücksichtigen gilt, kann dieser Vertrag im Einvernehmen mit den Ver- 

tragspartnern um das jeweilige Flurstück für diesen und folgende Verträge ergänzt wer- 

den. ■ . 

(2) Die Stadt Hamburg beabsichtigt, für die Vorhabenfläche das erforderliche Planungs- 

recht durch die Aufstellung eines Bebauungsplans der Innenentwicklung mit der vorge- 

sehenen Bezeichnung „Schnelsen 95“ zu schaffen. Ebenso umfasst das Plangebiet 

über die Vorhabenflächen hinausgehende Flächen. Das Bebauungsplangebiet ist in An- 

lage 3 dargestellt. • 
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(3) Falls das Bebauungsplangebiet geändert wird und sich dies auf diesen Vertrag au^ 

werden die Vertragspartnerinnen entsprechende Änderungen an diesem Vertrag ^ 

nehmen. 
s 

(4) Die Vertragspartnerinnen sind sich bewusst, dass durch diesen Vertrag kein Anspruch 

auf Erlass eines Bebauungsplans begründet wird; vgl. § 1 Absatz 3 des Baugesetz- 

buchs. Beiden Vertrag'spartnerinnen ist bekannt, dass sich Inhalt und Aufstellung des 

Bebauungsplans sowie die Durchführung des Bebauungsplanverfahrens nach öffent- 

lich-rechtlichen Vorschriften richten, insbesondere gemäß § 1 Absatz 7 des Baugesetz- 

buchs eine' Abwägung der öffentlichen und privaten Belange vorzunehmen Ist und von 

Entscheidungen der plangebenden Gremien abhängen. Ein Rechtsanspruch auf die 

Aufstellung eines entsprechenden Bebauungsplans besteht daher nicht. Auch stellen 

die in Absatz 2 genannten Absichten keine Zusage derartiger Ereignisse dar. Ebenso 

bestehen keine Schadenersatzansprüche bei Abbruch des Verfahrens oder bei anderen 

Inhalten, als den entarteten. 

(5) Dieser Vertrag regelt die Zusammenarbeit der Vertragspartnerinnen und die Beteiligung 

der Investorin an der Kostentragung im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung eines 
Bebauungsvertrags und der Kostentragung der Maßnahmen zur Umsetzung. 

(6) Die Investorin hat die Regelung zur Kostenbeteiligung in der Bauleitplanung (Anlage 4) 

zur Kenntnis genommen und ist damit einverstanden, dass offene Fragen der Planung 

und Finanzierung nach den dort beschriebene^ Grundsätzen behandelt werden. Die 

■ Investorin ist in Anerkennung dieser Grundsätze bereit,-entsprechende Lasten (Kosten) 

zu übernehmen. 

(1) Die Investorin und die Stadt Flamburg verpflichten sich im Rahmen des Bebauungs- 
planverfahrens zu einer vertrauensvollen Zusammenarbeit. Dies beinhaltet in jedem 

Falle die rechtzeitige und umfassende Information der Vertragspartnerin über solche 

Umstände, die für diesen von Bedeutung sind, sowie die erforderliche Koordination und 

Abstimmung während der Planungen. Zu diesem Zweck benennt die Stadt Flamburg 

benennt als Ansprechpc L;ie 

Vertragspartnerinnen sind berechtigt, die Ansprechpartner/innen zu ändern. Sie werden 

hierüber die jeweilige Vertragspartnerin rechtzeitig informieren. 

r. 
(1) Die Durchführung des Bebauungsplanverfahrens obliegt der Stadt Flamburg. Die Ver- 

tragspartnerinnen sind sich bewusst, dass die gemeindliche Planungshoheit aufgrund 

der Zusammenarbeit bei der Planung nicht eingeschränkt wird. Insbesondere obliegen 

der Stadt Flamburg die Abwägung gemäß §.1 Absatz 7 BauGB und die sonstigen ho- 

heitlichen Verfahrensschritte. 

§2 
Zusammenarbeit 

als Ansprechpartner/in Die Investorin 

§3 
Ausarbeitung der Planung 
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(2) Die Stadt Hamburg führt in Absprache mit der Investorin einen städtebaulichen Wettbe- 

werb nach der Richtlinie für Planungswettbewerbe durch. Die Investorin erklärt sich ein- 
verstanden, den durch das Preisgericht ausgewählten Siegerbeitrag als Grundlage für 

die weitere Entwicklung der Vorhabenfläche zu nutzen. Die Qualifizierung der hochbau- 

lichen Umsetzung des Vorhabens wird in Rücksprache zwischen Stadt Hamburg und 

der Investorin abgestimmt. Die Fläche des städtebaulichen Wettbewerbs ist in Anlage 

5 dargestellt. • 

(3) Die Investorin erklärt grundsätzlich ihre Bereitschaft zur Errichtung öffentlich geförder- 
ter Wohnungen. Der Anteil öffentlich geförderter Wohnungen und Wohnungen für vor- 

dringlich Wohnungssuchende wird einvernehmlich im weiteren Verfahren - unter Be- 

rücksichtigung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen - abgestimmt. 

. §4 
Kostentragung 

(1) Die Investorin verpflichtet sich, die durch die Planung und Durchführung des städtebau- 

lichen Wettbewerbs sowie die durch die Durchführung des Bebauungsplanverfahrens 

ausgelösten Kosten anteilig und die nachstehend aufgeführten’kostenrelevanten Bin- 

dungen in Gänze zu übernehmen, jeweils sofern diese für die Durchführung des Be- 
bauungsplanverfahrens erforderlich sind. Die Vertragspartner vereinbaren, dass der zu 

übernehmende Kostenanteil in einem folgenden Vertrag definiert wird, der nach Ab- 

schluss des städtebaulichen Wettbewerbsvertahrens geschlossen werden soll. Die 

Kosten werden durch die Stadt Hamburg vorfinäriziärt. Die Investonn erhält über die zu 

übernehmenden Kosten gesonderte Zahlungsaufforderungen. Die erste Zahlungsauf- 

forderung erhält die Investorin nach Abschluss des städtebaulichen Wettbewerbsver- 

fahrens. 

(2) Nach derzeitigem Planungsstand werden voraussichtlich die folgenden Kosten im, Zu- 
sammenhang mit der Durchführung des Wettbewerbs, des Bebauungsplanverfahrens, 

(jeweils anteilig) sowie folgende kostenrelevanten Bindungen auf die Investorin übertra- 

gen. Die anteilige Übernahme der anfallenflen Kosten wird im weiteren Verfahren ab- 

gestimmt. 

Planungs- und Verfahrenskosten 
Wettbewerbsverfahren (anteilig) 

Planungsleistungen (anteilig) ^ 

Fachplanungen, Gutachten (anteilig) 
Artenschutzgutachten 

Baumkartierung und -bewertung 
Oberflächenentwässerungskonzept 

verkehrstechnische Untersuchung 

- ^Lärmtechnische Untersuchung 

Kostenrelevante Bindungen 

- Gehrechte über die Vorhabenfläche (Wegeverbindungen) und Einräumen von 
Grunddienstbarkeiten für öffentliches Wegerecht 

. - Errichtung öffentlich geförderter Wohnungen 
Energiefachplanung 
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(3) Für den in Zusammenhang mit der Erarbeitung und Durchführung dieses Vertrages ent- 

standenen bzw; entstehenden Verwaltungsaufwand wird die Investorin einen Uonai 

nach Unterzeichnung dieses Vertrages einen Betrag in Höhe von insgesamt 

- in Worten: 

zahlen. 

Die genannten Beträge sind nach Aufforderung durch die Stadt Hamburg fällig. Die In- 

vestorin erhält hierüber jeweils eine gesonderte Zahlungsaufforderung. 
• ) 

(4) Die Vertragspartnerinnen stellen klar, dass Verwa'ltungskosten nur für solche Amts- 

'handlungen übernornmen werden, die nicht als notwendig hoheitliche Verfahrens- 

schritte von der Stadt Hamburg durchgeführt werden müssen. 

§ 5 , 

Hinweis auf den noch abzuschließenden städtebaulichen Vertrag 

(1) Die Parteien beabsichtigen, im weiteren Verfahren einen städtebaulichen Vertrag ab- 

zuschließen. Gegenstand dieses Vertrags wird insbesondere die Planung, Durchfüh- 

rung, Kostenträgerschaft für die mit den Vprhaberi verbundenen Maßnahmen und die 

Folgekosten des Vorhabens sowie der Anteil, durch die Investorin zu realisierenden 

öffentlich geförderten Wohnungen sein. Während'der Erarbeitung des Bebauungs- 

plans werden die Inhalte des städtebaulichen Vertrages von der Stadt Hamburg erar- 

beitet und mit der Investorin abgestimmt. 

(2) Der städtebauliche Vertrag soll vor der öffentlichen Auslegung des Bebauungsplans 

endverhandelt und so rechtzeitig unterzeichnet werden, dass er bis zur Beschlussfas- 

sung in der Bezirksversammlung wirksam ist (siehe hierzu § 7 Absatz 2). Der Vertrag 

wird Regelungen für alle Herstellungskosten, Folgekosten bzw. kostenrelevanten und 

sonstige Bindungen sowie für den damit begründeten Verwaltungsaufwand enthalten. 

(3) Dieser vorliegende „Erstvertrag“ wird geschlossen, um die möglichst zügige Aufstel- 

lung des Bebauungsplans im Vorgriff auf den städtebaulichen Vertrag zu sichern. Er 

wird bei Schließung des städtebaulichen Vertrags als Anlage zu diesem aufgenommen. 

Insofern sich künftig aus dem städtebaulichen Vertrag nichts anderes ergibt, gelten die 

in diesem Erstvertrag geschlossenen Regelungen fort. 

§6 
Hamburgisches Transparenzgesetz 

(1) Der Investorjn ist das Hamburgische Tfansparenzgesetz (HmbTG) bekannt; sie stimmt 

einer Veröffentlichung dieses Vertrags und der Leistungen im Rahmen des HmbTG zu. 

Der Stadt Hamburg entstehen dadurch keine zusätzlichen Kosten. Die Leistungen und 

Dokumentationen sind entsprechend so vorzubereiten, dass keine persönlichen Be- 

lange berührt sind. 
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(2) Dieser Vertrag wird erst mit Ablauf von einem Monat ab dem Tag der Veröffentlichung 

im Rahmen des HmbTG wirksam. Der Investorin ist bekannt, dass diese Regelung 

auch für den später abzuschließenden städtebaulichen Vertrag gilt. 

§7 
Haftungsausschluss und Kündigung 

(1) Bei Verzögerung oder Einstellung des Bebauungsplanverfahrens verbleiben die antei- 

ligen, entstandenen Kosten der Planung nach näherer Maßgabe dieses Vertrags bei 

der Investorin; eine Erstattung der (anteiligen) Planungs-, Gutachter- und sonstigen 

Kosten oder Aufwendungen durch die Stadt Hamburg findet nicht statt. Dies gilt auch 

für den Fall, dass der Bebauungsplan infolge einer Normenkontrollklage ganz oder teil- 

, weise, nachträglich für unwirksam erklärt wird. Die Investorin verzichtet schon jetzt un- 

widerruflich auf alle in diesem Zusammenhang eventuell entstehenden Schadenersatz- 

ansprüche; die Stadt Hamburg nimmt diesen Verzicht.an. 

(2) Die Investorin kann den Vertrag mit Wirkung für die Zukunft kündigen, wenn sich im 

Laufe des Wettbewerbs- oder Bebauungsplanverfahrens - z.B. aufgrund des Wettbe- 

werbsergebnisses oder Planänderungen - für sie ergeben sollte, dass sich das Vorha- 

ben voraussichtlich nicht wirtschaftlich realisieren lassen wird. Im Falle des Rücktritts 

durch die Investorin während des Wettbewerbsverfahrens und bis zu vier Wochen nach 

Abschluss des Wettbewerbsverfahrens übernimmt sie Euro (in Worten; 

lEuro) der Kosten des städtebaulichen Wettbewerbs. Für das Bebauungsplan- 

verfahren fallen für die Investorin in diesem Fal't.'köi'ne weiteren anteiligen Planungs- 

kosten an. Im Falle des Rücktritts durch die Investorin nach Ablauf der vier Wochen 

nach abgeschlossenem Wettbewerbsverfahren ist die Investorin verpflichtet, die bis 

dahin entstandenen Kosten des Wettbewerbs- und Bebauungsplanverfahrens anteilig 

gemäß § 4 (1 und 2) dieses Vertrags zu übernehmen. 

(3) Die Stadt Hamburg ihrerseits ist berechtigt, den Vertrag zu kündigen, wenn die Inves- 

torin ihre sich nach den §§ 3 und 4 ergebenden Pflichten trotz Aufforderung nachhaltig 

nicht einhält oder die Investorin finanziell nicht oder nicht mehr in der Lage ist, das' 

Vorhaben durchzuführen. Die entstandenen Kosten trägt die Investorin unverändert 

und ungeachtet des Zeitpunktes der Rechnungsstellung. 

§8 

Schlussbestimmungen, Rechtsnachfolge 

(1) , Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages sowie anderer Vereinbarungen, die 

den Inhalt dieses Vertrages berühren, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform, 

sofern nicht durch Gesetz eine andere Form vorgeschrieben ist. 

(2) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam sein 

oder werden, so bleibt der Vertrag im Übrigen wirksam. Die Vertragspartnerinnen ver- 

pflichten sich, unwirksame Bestimmungen durch andere zulässige Regelungen zu er- 

setzen, die dem erstrebten rechtlichon und wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen 
Bestimmungen möglichst weitgehend entsprechen. 
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(3) Die Investorin verpflichtet sich, der Stadt Hamburg einen etwaigen Rbchtsnaoh. 

anzuzeigen^Die Investorin verpflichtet sich, die in diesem Vertrag vereinbarten Pt,, 
ten und Bindungen ihrem Rechtsnachfolger weiterzugeben. 

(4) Gerichtsstand und Erfüllungsort ist Hamburg. 

(5) Die in diesem Vertrag genannten Anlagen sind Bestandteil dieses Vertrags. 

Hamburg, den 

Für die Stadt Hamburg: 

Hamburg, den ^ 

Für die Investorin; 

Anlagen: 

Anlage 1: Grundbuchauszüge der Grundstücke der Vorhabenflächen 

Anlage 2; Lageplan der Vorhabenfläche 

Anlage 3; Plangeblet des Bebauungsplan-Entwurfs „Schnelsen 95“ 

Anlage 4: Regelung zur Kostenbeteiligung in der Bauleitplanung 

Anlage 5; Fläche des städtebaulichen Wettbewerbs 
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,nlage 1: Grundbuchauszüge der Grundstücke der Vorhabenfläche 

Dieses Blatt ist bei der Umstellung auf EDV an die Stelle 
des Blattes Schnelsen Blatt 3956 getreten. 
Im bisherigen Blatt enthaltene Rötungen sind schwarz, sichtbar. 
Freigegeben zum 25.03.1997. 
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Anlage 1; Grundbuchauszüge der Grundstücke der Vorhabenfläche 
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Anlage 1: Grundbuchauszüge der Grundstücke der Vorhabenfläche 

Amtsgericht Hamburg 

Grundbuchamt 

Amtsgericht Hamburg, Abt. 87 
Postfach 30 01 21, 20348 Hamburg 

Frau Notarin 

Geschäftszeiten Mo-Pr 9.00-13.00 Uhr 
Antragsannahme Mo-Do 9.OO-15.0Ö Uhr, 
Fr 9.00-14.00 Uhr 

22.03.2019 

Geschäftszeichen: Schnelsen Blatt 4245-40 

Ihr Zeichen: 19-00631 

Diese Eintranunasbekanntmachuna erfolgt nur an den gemäß ^ 15 GBO antraqstellenden Notar 

Sehr geehrte Frau Notarin^^^^^H 

in den nachstehend aufgeführten .Grundbuchblättern wurden Eintragungen vorgenorhmen. 
Der Eintragungstext und die genaue Grundbuchbezeichnung sind anliegend ausgedruckt. 

Mit freundiichem Gruß 
-Grundbuchamt- 

Diese Bekanntmachung wurde'maschinell erzeugt und ist nicht unterschrieben. 

Datenschutzhinweise: , 
Informationen zum Schutz personenbezogener Daten bei deren Verarbeitung durch die Justiz nach Artikel 13 und Artikel 14 
Europäischen Datenschutz-GrundverordnUng finden sich auf der Internetseite des Hanseatischen Oberlandesgerichts unter 
http://www.justiz.hamburg.de/rechtsprechung-senate/datenschutzhinwelse. 
Auf Wunsch übersenden wir diese Informationen auch an Verfahrensbeteiligte in Papierform. 

Seite 1 von 2 



Anlägel^Cjrundbuchauszuge der c^iuiiübtucKe dei Vomaperrnadi^ 

Angaben zum Eigentümer; 

Grundbuchbezirk Schnelsen Blatt4245,5417: 

Eigentümer: 

Eintragungsbekanntmachung 

Zweite Abteilung (Spalten 1 bis 3) 
Schnelsen 4245 

LNrE 

10 

LNrG Lasten und Beschränkungen 

Auflassungsvormerkung, bedingt, für WAE Objektgesellschaft mbH, Hamburg -Amts- 
gericht Hamburg HRB152901-; gemäß Bewilligung vom 18.02.2019 -URNr. 245/2019- 

40) eingetragen am 20.03.2019, 

Anlage 

Zweite Abteilung (Spalten 1 bis 3) 
Schnelsen 5417 

LNrE LNrQ Lasten und Beschränkungen 

Auflassungsvormerkung, bedingt, für WAE Objektgesellschaft mbH. Hamburg -Amts- 
gericht Hamburg HRB 152901-; gemäß Bewilligung vom 18.02.2019 -URNr. 245/2019- 
^ofgrln 40 In Blatt 4245) eingetragen am 
20.03.2019. 

==Ende der Eintragungsbekanntmachung== 
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Anlage 1: Grundbuchauszüge der Grundstücke der Vorhabenfläche 

Dieses Blatt ist bei der Umstellung auf EDV an die Stelle 
des Blattes Schnelsen Blatt 3944 getreten. 
Im bisherigen Blatt enthaltene Rötungen sind schwarz sichtbar 
Freigegeben zum 25.03.1997. Uhrharamer 

Amtsaericht   :  

Grundbuch 

von 

Schnelsen 

JJ6 ... 3MA. 

■ 1 ■ 

U- J 

GS 121 Gfundbuthbic», TlUlbeflin  
G. fh.Sd'aof«'' O.m.b. H.y Off4nbo<h fMatnJ - 3.1?62 

Hamburg Schnelsen 3944 ■ Geändert am 11.12.2019 - Abdruck vom 17.01.2020 • Seite 1 von 12 Selten 



Anlage 1: Grundbuchauszüge der Grundstücke der Vorhaben 
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Anlage 1: Grundbuchauszüge'der Grundstücke der Vorhabenfläche 
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Anlage 1: Gründbuchauszüge der Grundstücke 

00635589 

der Vorhabenfläche 
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Anlage 1: Grundbuchauszüge der Grundstücke der Vörhabenfläche 
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Anlage 1: Grundbuchauszüge der Grundstücke der Vorhabenfläche 
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Anlage 1: Grundbuchaliszüge der Grundstücke de'rVorhabenfläche 
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Anlage 1: Gründbuchauszüge der Grundstücke der Vorhabenfläche 

ca 

■a 

ca 

tJl o 

I 
■P =P R 
^ 4-1 -H 
ü R h 

•H 0). (ij 
M tn 4-1 
<11 -H O 
öl W 13 

2 o J2 0 « c ^ <D -C 

ll- i 
E ■*= o ij <D g 

JQ ln 

x: 

© i- ^ 

qz 

D) 

H
am

bu
rg

 S
ch

ne
ls

en
 3

94
4 

■ G
eä

nd
er

t a
m

 1
1.

12
.2

01
9 

-A
bd

ru
ck

 v
om

 1
7.

01
.2

02
0 

- S
ei

te
'8

 v
on

 1
2 

Se
ite

n 



Anlage 1; Grundbuchauszüge der Grundstücke der Vorhabenfläche 
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Anlage 1: Grundbuchauszüge der Grundstücke der Vorhabenfläche 
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Anlage 1: Grundbuchauszüge der Grundstücke der Vorhabenfläche 
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Anlagö 1; Grundbuchauszüge der Grundstücke der Vorhabenflache 

Amtsgericht Hamburg 

Grundbuchamt 

Amtsgericht Hamburg, Abt. 87 
Postfach 30 01 21. 20348 Hamburg 

EIMGEGANGEN 

1 6. Juli 2019 

20355 Hamburg 
Caffanhacherreihe 20 

en ze Sprech 
Antragsannahme Mo-Do 9.00-15.00 Uhr, 
Fr 9.00-14,00 Uhr 

15.07.2019 

Geschäft-szeichen'. Schnelsen Blatt 7365-21 

Ihr Zeichen; 19-00586 

niP.Rf> Rintraonnnshekanntmachuna erfolgt nur an den gemäß § 15 GBO^ antraqstellenden Notar 

in den nachstehend aufgeführten Grundbuchblättern wurden Eintragungen vorgenommen. 

Der Eintragungstext und die genaue Grundbuchbezeichnung sind anliegend ausgedruckt, 

Mit freundlichem Gruß 
-Grundbuchannt- 

Diese Bekanntmachung wurde maschinell erzeugt und ist nicht unterschrieben. 

http:/Vrtvw.]ustIz.harrihurg.de/rechtsprechutig-seriate/daterischubhinweise 
Auf Wunsch übersenden wir diese Informationen auch an Verfahrensbeteiligte in Papierform. 

■Seite 1 von 



Aftlago 1: Grundbuchauozügo der Grundstücke der VorhabenfläGhe- 
Anlage 

Angaben zum Eigentümer: 

Eigentümer: 

Eigentümer bisher: 

Sij^|Er:Eigfntürii,er 

zu 
10 

LNrg4;-iSi*: 

Aufgrund des Berichtigungsantrages vom 

01.07.2019 und der Eheurkunde des 

getragen am I2,ü/.2uia. ^ 

Schnelsen.73,^Xj:' 1,,;' 

!6W]t UIKäVh:;.f4; j^st^uj^B^^i;äalmng§t)o^^ '''1^ 
Auflassungsvormerkung, bedingt, für WAE ObjektgeseljschaftmbH, Hamburg -Amts- 
aericht'Hamburg HRB152901-; gemäß Bewilligung vom 01.07.2019 -ÜRNr. ,886/2019- 

3N 21) eingetragen am 12.07.201,9. 

=Ende der Eintragungs^ekaiintmachung== 

Seite 2 von 2 



Anlage 1: GrundbuohaüszOge der Grundstücke der Vorhabenfläche 

Amtsgericht Wärnburg 

Grundbuchämt 

Atiltsgericht Hamburg, Abt. 87 
Postfach 30 01 21, 20348 Hamburg 

) I Jan. 2020 

20356 Hamburg 
Caffamacherreihe 20 

prec zei en /lo-Fr 9.00-13.00 Uhr- 
Antragsannahme Mo-Do 9.00-15 00 Uhr 
Fr 9.00-14.00 Uhr ' 

16.01,2020 

Geschäftszeicheo: Schnelsen Blatt 8761-45 

ihr Zeichen: 19-02669 

DieseEintraqunqsbekRnntmFiPhfina erfolnt nur an 

Sehr geehrte 

ciemäß_§ 15 GBO antrflgstellenHpn Mntar ' 

Mit freundlichem Gruß 
-Grundbuchamt- 

Diese Bekanntmachung wurde maschinell emeugt und ist nicht unterschrieben. 

Datensohutzhinweise: 

Europäischen Artikel 13 Und Artikel 14 der 

Auf Wunsch Übemenden Wir diese Informationen auch an yerfahreSSgte in Papierform. 
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Anlage 
Anlage 1: Grundbuchauszüae der Grundstücke der Vorhabenfläche. 

Angaben zum Eigentümer: 

Qjcürtid bUciVbezjrIc Spiin^(^n^B!ii^^ ■ -cXv 

Eigentümer; 

LN.rE LNrÖ/';'.;: .tasten.undBeschränkungen 

Auflassungsvormerkung, bedingt, für WAE Objektgesellschaft mbH, Hamburg -Amts- , 
gericht Hamburg HRB152901-; gemäß Bewilligung vom 18.12.2019 -URNr. 1855/2019- 

lON 45) eingetragen am 14.01.2020, 

==Ende der Eintragungsbekanntmachung== 
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Anlage 1: Grundbuchauszüge der Grundstücke der Vorhabenfläche 

Amtsgericht Hamburg 

Gruiidbuchamt 

Amtsgericht Hamburgj Abt. 87 
Postfach 30 01 21, 2Ö348 Hamburg 

20355 Hamburg 
Caffamacherreiiie 20 

2 7. Juni-2019 

Antragsannahme Wlb-Do 9.00-15.00 Uhr, 
Fr9.00-14.00Uhr ■ 

•27.06.2019 

Geschäftszeichen: Schnelsen Blatt 2457-68 

Ihr-Zeichen: 19-02307 

Diese Eintragunqsbekanntmachung erfolgt nur an den gemäß g 15 GBO antraastellenden Notar 

Sehr geehrte 

• in den nachstehend aufgeführten Grundbuchblättern wurden Eintragungen vorgenommen. 

Der Eintragungstext und die genaue Grundbuchbezeichhüng sind anliegend ausgedruckt. 

Mit freundlichem Gruß 
-Grundbuchamt- 

Diese Bekanntmachung wurde maschinell erzeugt und ist nicht unterschrieben. 

Datenschgtzhihweise: 
Inforriiationeh zum Schutz personenbezogener Daten bei deren Verarbeitung durch die Justiz nach Artikel 13 und Artikel 14 
Europäischen Datenschutz-Grundverordnung finden sich auf der Internetseite des Hanseatischen Oberlandesgerfchts unter 
http://wWw.justiz.hamburg.de/rechtsprechung-senate/datenschutzhinweise. 
Auf Wunsch übersenden wir diese Inforrnationen auch an Verfahrensbefeiligte in Papierform.. 
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Anlage i: Cärundbuchauszuge der Grundstücke derVortiabenTläche 

Angaben zutn Eigentümer: • • 

Gründbuehbezii'k Schnelsen Blatt 2457: 

Eigentümer: 

Eintragungsbekanntmachung 

Zweite Abteilung (Spalten.1 bis 3),^ 

LNrE LNfQ • 

1 

Schnelsen 2457 

Lasten und Beschränkungen mm ■ CJ L. 
Auflassungsvortnerkung. bedingt, für WAE Öbjektgesellschaft rribH,' Hamburg -Amts- 
gericht Hamburg HRB152901-; gemäß Bewilligung vom-20.06.20,19 -URNr. 844/2019- 

3N 68) eingetragen am 25.06.2019. 

Anlage 

Zweite Abteilung (Spalten 6 bis 7) Schnelsen Z457 

LNrI Löschungen 

2 ■ gelöscht am 25.06.2019. 

==Ende der Eintragungsbekanntmac,hung== 
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2: Lageplan der Vorhabenfläche 
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3: Plangebiet des Bebauungsplan-Entwurfs "Schnelsen 95" 

yigebiet Schnelsen 95 Hamburg 
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Regelungen zur ICostenbeteiligung in der Bauleitplanung 

Regelung 

Kostenbeteiligung in der Bauleitplanung 

-Stand 22.05.2014- n 

Inhalt: 

Anwendung und Durchführung Regelverfahren (ohne Wertermittlung) 

1. Präambel 

2. Vorbemerkung 

3. Anwendung 

4. Übertragung von Kosten und Verpflichtungen 

5. Pianungsbegünstigte 

6. Verfahrensabiauf , 

7. Vertragliche Regelungen 
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^ xvegeiungen zur I^ostenbeteiligung in der Bauleitplanung ’ 

Anwendung und Durchführung RGgelverfahren lohne Wertermittlung) 

1. Präambel 

Diese Arbeitshilfe trifft Regelungen zur Kostenübernahme durch Planungsbegünstigte für 

Leistungen und Maßnahmen, die im Rahmen eines Bauleitplanverfahrens oder eines Verfah 

rens zum Erlass städtebaulicher Verordnungen zu erbringen sind. 

2. Vorbemerkung 

Voraussetzung einer Kostenbeteiligung ist, dass durch die städtebauliche Planung Wertzu- 

wächse für Grundstücke entstehen und die FHH für die Planung notwendig Kosten aufge- 

wendet hat oder aufzuwenden hat. Die bei der FHH entstandenen oder noch entstehenden 

Kosten müssen also Voraussetzung oder Folge der plangemäßen Begünstigung sein. Die Pla- 

nungsbegünstigten erklären sich, unter dem Grundsatz der Angemessenheit, zur vollständi- 

gen Übernahme aller im Zusammenhang mit der Planung entstehenden Kosten bereit. 

Die Forderung der Angemessenheit bezieht sich nicht nur auf einzelne Vertragsklauseln - 

insbesondere den Umfang der Kostenbeteiligung des Planungsbegünstigten - sondern auf 

das ganze Vertragswerk. Die übernommenen Pflichten müssen bei wirtschaftlicher Betrach- 

tung des Gesamtvorganges in einem angemessenen Verhältnis zum Wert des Vorhabens 

stehen. 

Kann ein Bebauungsplan nicht gern. § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan (FNP) 

entwickelt werden, so ist dieser im Parallelverfahreri gem. § '8 Abs. 3 BauGB zu ändern bzw. 

bei Verfahren nach § 13a BauGB zu berichtigen. Da def^Fi^P-als vorbereitender Bauleitplan 

keine unmittelbare Rechtsfolge für den privaten Bürger/Grundstückseigentümer hat - im 

Vergleich zum Bebauungsplan - und zum Ausdruck der Planungshoheit der FHH werden Kos- 

ten für die Erstellung der Planunterlagen Im Zusammenhang mit dem FNP nicht erhoben. 

3. Anwendung 

Die Regelung findet in den Fällen Anwendung, 
- . in denen Kosten für die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) entstehen, die durch 

die Realisierung der Planung auf den Grundstücken ursächlich ausgelöst werden, 

- und in denen keine Grundstückswertermittlung erforderlich ist.. 

Dieser Regelung unterliegen Kostenbeteiligungen bei Planungsbegünstigungen durch: 

- Bauleitplanverfahren: 

Bebauungsplanverfahren (§ 8 „Normalverfahren"; § 13 und § 13a BauGB), 

■ Vorhaben bezogene Bebauungsplanverfahren (§ 12 BauGB), 

- Verordnungen (§34 Abs. 4 Nr. 2 und Nr. 3 BauGB; § 35 Abs. 6 BauGB), 

4. Übertragung von Kosten und Vemflichtunppn 

Die Planungsbegünstigten sollen nur die Kosten übernehmen, die ursächlich durch die Pla- 

nung ausgelöst werden (§ 11 Abs. 1 BauGB), das Kopplungsverbot ist zu beachten. Die Be-' 
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Regelungen zur Kostenbeteiligung in der Bauleitplanung 

/ ■ . ’ ■ * 

triebskosten von Infrastruktureinrichtungen und Pflegekosten von bestehenden öffentlichen 

Grünflächen sind nicht Bestandteil der Regelung zur Kostenbeteiligung in der Bauleitplanung, 

Gibt es mehrere Begünstigte^ folgt die FHH grundsätzlich den Vorschlägen der Begünstigten 

zur Verteilung der Lasten. Ggf. sind anteilige auf die überplanten Flächen entfallende Kosten 

zu ermitteln. 

Folgende Kosten und kostenrelevanten Verpflichtungen können insbesondere durch einen 

städtebaulichen Vertrag übertragen werden: 

- Planungs-, und Verfahrenskosten für 

■ Städtebauliche Wettbewerbe 

■ Vergabe von Planungsleistungen an Dritte, wie 

Honorare nach HOAI bei Vergabe von Leistungen an Dritte (Planungsbüros), 

■ Fachplanungen, Gutachten, 

■ archäologische Untersuchungen, 

■ Kosten für Öffentlichkeitsarbeit, 

■ Kosten für Bodenordnung (Umlegungskosten), soweit es sich nicht um Ver- 

fahren nach den §§ 45 - 84 BauGB handelt. 

- Unentgeltliche und lastenfreie Flächenabtretung von 

■ Verkehrsflächen, 

■ öffentliche Grünflächen, 

■ Flächen für Immissionsschutzanlagen u. ä., sofern die Unterhaltung bei der 

FHH liegt, 

■ Flächen für die Ver- und Entsorgung, 

■ Gemeinbedarfseinrichtungen, 

■ Flächen für naturschutzrechtlichen Ausgleich, sofern sie den begünstigten Flä- 

chen zugeordnet sind. 

- Herstellungskosten (Bau- und Baünebenkosten) für 

■ Erschließungsmaßnahmen, 

■ Immissionsschutzanlagen, soweit diese von der FHH zu finanzieren wären, 

■ Ver- und Entsorgungsanlagen, • ' 

■ pffentliche Grünflächen, 

■ naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen, einschl. Fertigstellungs-und 

Entwicklungspflege, soweit eine Zuordnung zum Vorhaben erfolgt ist. 

- Herstellungskosten soziale Infrastruktur (Bau-und Baunebenkosten) für ■ 

■ Gemeinbedarfseinrichtungen für Kinder von 0-10 Jahren (Einrichtungen zur 

Betreuung von Kindern und/oder Grundschule) oder 

■ Bei Grundschulen ist eine Ablösung der Verpflichtung durch einen pauscha- 

lierten Finanzierungsbeitrag von 51,00 €/m^ Geschossfläche für Wohnen mög- 

lich. 

- Kostenrelevante Bindungen 

3 



Anlage 4: Regelungen zur Kostenbeteiligung in der Bauleitplanung 

■ Kosten für denkmalpflegerische Maßnahmen zum Erhalt von Denkmalen, so- V 

weit sie die generelle Verpflichtung zum Erhalt übersteigen. 

Verpflichtung zur Errichtung eines Anteils von geförderten Wohnungen. Im 

Einzelfall wirkt sich die Errichtung von gefördertem Wohnungsbau nicht auf 

die Kosten aus. 

5. Planungsbegünstigte 

Planungsbegünstigte sind in der Regel die Grundeigentümer der Flächen, die überplant wer- 

den sollen. Je nach Sachlage können an deren Stelle auch die zukünftigen Erwerberder Flä- 

chen oder dinglich Berechtigte zur Übernahme der Kosten verpflichtet Werden, diese weisen 

die Verfügungsberechtigung gegenüber der zuständigen Dienstelle nach. 

6. Verfahrensablauf 

a) Städtebaulicher Vertrag über Rahmenbedingungen 

Am Anfang des Verfahrens sollte mit dem Planungsbegünstigten ein Vertrag über die 

Rahmenbedingungen abgeschlossen werden. In dem Vertrag erklärt sich der Planungs- 

begünstigte zur Übernahme sämtlicher Planungskosten sowie zur Übernahme der Kos- 

ten zur Umsetzung der Maßnahmen, unter der Maßgabe der Angemessenheit, bereit. In 

dafür geeigneten Fällen kann dieses bei vorhabenbezogenen Bebauungsplänen auch im 

Antragsschreiben nach § 12 BauGB geregelt Werden. Der Vertrag enthält für die Pla- 

nungskosten und Kosten zur Umsetzung der Maßnahmen keine abschließenden Werte, 

sondern eine Auflistung der zu diesem Zeitpunkt bestehenden Kostenarten. Die Ver- 

tragsunterzeichnung dieses Vertrages sollte vor dem Aufstellungsbeschluss erfolgt sein. 

b) Städtebaulicher Vertrag/Durchführungsvertrag 

Während des Planverfahrens werden Art und Umfang der zu übernehmenden Verpflich- 

tungen konkretisiert. Die Kostenübernahme wird in einem städtebaulichen Ver- 

trag/Durchführungsvertrag mit den Planungsbegünstigten geregelt. Der städtebauliche 

Vertrag/Durchführungsvertrag enthält eine Auflistung der Positionen bzw. Maßnahmen • 

die nach Punkt 3 dieser Regelung übertragen werden sollen. Es wird empfohlen, dass 

der städtebauliche Vertrag/ Durchführungsvertrag und/oder Erschließungsvertrag vor 

der öffentlichen Auslegung unterzeichnet wird, aber spätestens vor der Zustimmung der 

Bezirksversammlung bzw. des zuständigen Ausschusses; 

•7. Vertragliche Regelungen 

Die für das Planverfahren zuständige Stelle klärt in Abstimmung mit den betroffenen Stellen 

die vertragliche Form der Verpflichtungserklärungen. In der Regel werden dies städtebauli- 

che Verträge bzw. Durchführungsverträge sein. Sofern in den städtebaulichen Verträgen bzw. 

Durchführungsvertrag clie Verpflichtung zur Übertragung von Grundstücken enthalten ist, 

bedarf der Vertrag der notariellen Beurkundung. Je nach Einzelfall können auch notarielle 

Grundstücksverträge erfprderlich sein. 

4 



J: Regelungen zur Kostenbeteiligung in der Bauleitplanung 

/ 

Die für das planverfahren zuständige Stelle entwirft die Verträge und stimmt die inhaltlichen 

Regelungen mit den betroffenen Stellen und dem Planungsbegünstigten ab. Die für das 

Planverfahren zuständige Stelle koordiniert die Abstimmung. 



/ 5: Flaches Wettbewerbs 
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